
Prinzipien in Betracht kommen können, „wie sie sich der 
Verfassungsgeber vorgestellt und im Bonner Grund­
gesetz näher umschrieben hat“ (a. a. O. Art. 21, S. 13). 
Dabei sind die unter dem Begriff der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung zusammengefaßten Prin­
zipien naturgemäß enger als die Gesamtheit der Nor­
men des Grundgesetzes; sie stellen das Fundament der 
verfassungsmäßigen Ordnung der westdeutschen Bun­
desrepublik dar.

Diese gesetzlich fixierte Grundordnung ist in ihrem 
Inhalt durch das Prädikat freiheitlich-demokratisch 
bestimmt. Das heißt: Die freiheitliche demokratische 
Grundordnung erhebt die Grundwerte der Demokratie 
und der (Menschenwürde zum verfassungsrechtlichen 
Fundament der Staats- und Rechtsordnung. An Stelle 
eines automatischen Obrigkeitsstaates, an Stelle der 
Herrschaft von Monopolisten, Militaristen und Fa­
schisten statuiert sie die Verwirklichung des Willens 
des Volkes durch eine demokratisch legitimierte Volks­
mehrheit.

Die freiheitliche demokratische Grundordnung setzt 
mithin rechtlich gesicherte Verhältnisse voraus, die die 
demokratische Selbstentscheidung des Volkes gewähr­
leisten, wobei die nationale Selbstbestimmung und die 
Entfaltung der Persönlichkeit in einem engen wechsel­
seitigen Verhältnis stehen. Notwendige Voraussetzung 
für die Sicherung der Lebensrechte des Volkes, für die 
Freiheit und die Entfaltung der menschlichen Persön­
lichkeit ist vor allem die Erhaltung des Friedens. So­
mit erfordert die Garantie der freiheitlichen demo­
kratischen Grundordnung in Deutschland den konse­
quenten Kampf des zur Staatsgewalt berufenen Volkes 
um die Schaffung eines friedlichen, demokratischen 
und unabhängigen deutschen Staates und damit die 
Unterdrückung der militaristischen und faschistischen 
Kräfte.

Im engen Zusammenhang damit steht die unbedingte 
Anerkennung und Einhaltung der Grund- und Freiheits­
rechte der Bürger durch alle Staatsorgane, alle Parteien 
und Organisationen. Und schließlich bestimmt die 
freiheitliche demokratische Grundordnung auch die 
demokratischen Herrschaftsformen, d. h. grundlegenden 
Verfassungsprinzipien, die in der Staatspraxis den 
Willen des Volkes sichern sollen, insbesondere die 
demokratischen Wahlprinzipien und die parlamenta­
rische Verantwortlichkeit der Regierung.

In diesem Sinne hat auch, das Potsdamer Abkommen, 
in dem die allgemein anerkannten demokratischen 
Prinzipien des Völkerrechts speziell für Deutschland 
ihre Anwendung, Konkretisierung und Weiterentwick­
lung gefunden haben, den Inhalt der demokratischen 
Ordnung für jede deutsche Staatsgewalt bindend fest­
gelegt. Feierlich verpflichteten sich die Siegermächte, 
„dem deutschen Volk eine Möglichkeit zu geben, sich 
vorzubereiten, um zukünftig die Wiederherstellung 
seines Lebens auf einer demokratischen und friedlichen 
Grundlage zu verwirklichen“. Zu diesem Zweck wur­
den die Prinzipien für 'die Entwicklung einer neuen, 
demokratischen deutschen Staatsmacht bindend fest­
gelegt, wobei das Potsdamer Abkommen vom Prinzip 
der nationalen Einheit Deutschlands ausgeht. Im ein­
zelnen wurde bestimmt: Völlige Entmilitarisierung 
(Teil I, III, Abschn. A, Ziff. 3), Zerschlagung aller 
faschistischen und militaristischen Organisationen und 
Sicherung, daß sie in keiner Form wieder auferstehen 
können (III A 3), Bestrafung der Kriegsverbrecher (III 
A 5); Vernichtung von Kartellen, Syndikaten, Trusts 
und anderer monopolistischer Vereinigungen (III Bll); 
Zulassung und Förderung aller demokratischen politi­
schen Parteien (III A 9) und Gewerkschaften (III A 10); 
Sicherung der demokratischen Freiheitsrechte (III A 10); 
demokratische Bildungsreform (III A 7); Demokratisie­
rung der Verwaltung (III A 6 und 9); demokratische 
Justizreform (III A 8).

Diese für jede Staatsgewalt in Deutschland ohnehin 
verbindlichen Grundprinzipien des Völkerrechts sind 
durch Art. 25 GG ausdrücklich zum Bestandteil des 
Rechts des Bonner Staates erklärt worden. Dabei läßt 
es das Grundgesetz nicht beim generellen Anerkenntnis 
der allgemeinen Regeln des Völkerrechts bewenden: 
In Art. 26 GG werden vielmehr ausdrücklich alle 
Handlungen als verfassungswidrig erklärt und unter 
Strafe gestellt, „die geeignet sind und in der Absicht 
vorgenommen werden, das friedliche Zusammenleben

der Völker zu stören, insbesondere die Führung eines 
Angriffskrieges vorzubereiten“.

In Übereinstimmung mit dem Potsdamer Abkommen 
bekennt sich das Grundgesetz zur nationalen Einheit 
des deutschen Volkes, das in der Präambel ausdrücklich 
aufgefordert wird, „in freier Selbstbestimmung die Ein­
heit und Freiheit Deutschlands zu vollenden“. Ganz ent­
sprechend beschränkt Art. 146 die Gültigkeit des Grund­
gesetzes auf den Zeitraum bis zum Inkrafttreten einer 
Verfassung, „die von dem deutschen Volke in freier 
Entscheidung beschlossen worden ist“.

Auch das Verhältnis zwischen Staatsbürger und 
Staatsgewalt ist im Bonner Grundgesetz weitgehend 
im Sinne bürgerlich-demokratischer Traditionen ge­
regelt, wenn es auch — seinem Charakter als Grund­
gesetz eines kapitalistischen Staates entsprechend — 
jede materielle Sicherung der demokratischen Rechte 
des Volkes vermissen läßt. So bindet das Grundgesetz 
die Staatsgewalt und jeden-Bürger an die traditionellen 
bürgerlich-demokratischen Rechte und Freiheiten (Art. 1 
bis 18 GG), deren Unabdingbarkeit in Art. 19 Abs. 2 und 
79 Abs. 3 GG noch besonders gesichert ist. In keinem 
Falle darf das Grundrecht in seinem Wesensgehalt 
angetastet werden (Art. 19 Abs. 2 GG), die Bindung von 
Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung an die 
Grundrechte kann auch durch verfassungsänderndes 
Gesetz nicht beseitigt werden (Art. 79 Abs. 3). 
Der Bonner Kommentar erläutert die Bedeutung des 
Art. 79 Abs. 3 GG mit den Worten: „Es handelt sich 
um eine feierliche Absage der heutigen Gesetzgeber 
an die mögliche Wiederholung von Ereignissen wie 
der nationalsozialistischen Machtergreifung“ (Art. 79 
Satz 3).

Alle im Grundgesetz verankerten demokratischen 
Prinzipien finden ihren Angelpunkt in dem gleichfalls 
unter den absoluten Verfassungsschutz des Art. 79 Abs. 
3 GG gestellten Grundsatz der Volkssouveränität: 
Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus (Art. 20 Abs. 2 
Satz 1 GG). Wohl ist dieser elementare Grundsatz der 
Demokratie bereits im Grundgesetz nicht konsequent 
verwirklicht — das kommt z. B. in der Beschränkung 
der Bevölkerung auf Parlamentswahlen und Abstim­
mungen, in der nur verkümmerten Fixierung des 
parlamentarischen Regierungsprinzips und in vielen 
anderen Regelungen zum Ausdruck —; wohl stand 
dieses Prinzip von vornherein im krassen Widerspruch 
zur Verfassungswirklichkeit des westdeutschen Separat­
staates; wohl war es von den Schöpfern des Grund­
gesetzes nur zur Verschleierung der wahren Macht­
verhältnisse formell anerkannt worden; — aber das 
alles ändert nichts an der unabdingbaren Gültigkeit 
dieses Verfassungsgrundsatzes. Die Mentalreservation 
ist hier wie überall unbeachtlich!

Aus alldem folgt, daß es nicht verschiedene rechtlich 
relevante Vorstellungen von der freiheitlichen demo­
kratischen Grundordnung geben kann; vielmehr ist die 
freiheitliche demokratische Grundordnung ein gesetz­
lich klar umrissener und damit allgemeinverbindlicher 
'Begriff.

Die KPD verteidigt die demokratischen Verfassungs­
prinzipien, wie sie das Bonner Grundgesetz als freiheit­
liche demokratische Grundordnung bezeichnet. Ihre un­
eingeschränkte Anerkennung ist ein selbstverständlicher 
Ausdruck der auf die Sicherung des Friedens und gegen 
die imperialistischen Kriegsbrandstifter, auf die fried­
liche und demokratische Wiedervereinigung Deutsch­
lands und auf die Sicherung eines besseren Lebens des 
Volkes gerichtete Politik der KPD. In ihrem Kampf 
um die Sicherung des erreichbaren Höchstmaßes an 
Demokratie erfüllt sie die Voraussage ihres ersten Vor­
sitzenden, Max R e i m a n n , der bereits bei den Bera­
tungen des Grundgesetzes im Parlamentarischen Rat 
erklärt hatte, daß die Zeit kommen werde, in der die 
Kommunisten „die im Grundgesetz verankerten weni­
gen Rechte gegen die Verfasser des Grundgesetzes selbst 
verteidigen“ werden. Diese Lage ist eingetreten2).

Demgegenüber ist es die Adenauer-Regierung, die 
sich Schritt für Schritt von den Prinzipien der demo­
kratischen Grundordnung gelöst hat und immer mehr 
zu polizeistaatlichen und autoritären Herrschaftsformen 
übergegangen ist. Längst, ist den imperialistischen

2) Reimann, „Die Kommunisten und das Grundgesetz“, „Freies 
Volk“ vom 12. Dezember 1951.
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